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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Ils 


Seit dem Erlaß des Gesetzes zur Neuregelung des 
Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung (Unfall- 
versicherungs-Neuregelungsgesetz) vom 30. April 
1963 hat die Bundesregierung dem Bundestag jähr- 
lich über den Stand der Unfallverhütung und das 
Unfallgeschehen in der Bundesrepublik zu berich- 
ten. Der erste Unfallverhütungsbericht mit den 
Ergebnissen für das Jahr 1964 wurde dem Bundes- 
tag am 31. Dezember 1965 vorgelegt und im An- 
schluß an die Beratung in der 16. Sitzung am 26. Ja- 
nuar 1966 an den Ausschuß für Sozialpolitik feder- 
führend und an den Ausschuß für Arbeit zur Mitbe- 
ratung überwiesen. Die Ausschüsse hörten in ge- 
meinsamen Sitzungen am 27. und 28. April 1966 in 
Berlin Sachverständige, und zwar Vertreter der Ver- 
bände der Versicherungsträger, der Verbände der 
Sozialpartner, aus dem Bereich der Landesverwal- 
tungen und aus dem Bereich der Wissenschaft. ’-Der 
mitberatende Ausschuß für Arbeit hat dem feder- 
führenden Ausschuß für Sozialpolitik eine Stellung- 
nahme zugeleitet, die in dem folgenden Bericht im 
wesentlichen berücksichtigt ist. 

Unter Berücksichtigung der Äußerungen der Sach- 
verständigen halten sowohl der Ausschuß für Arbeit 
als auch der Ausschuß für Sozialpolitik es für not- 
wendig, die Unfallforschung zu intensivieren, weil 
die der Bundesregierung zugänglichen Unterlagen 
weder über die Unfallursachen noch über die Unfali- 
kosten genügende Aussagen erlauben. Die Regie- 
rungsvertreter haben in den Ausschüssen berichtet, 
daß das Bundesinstitut für Arbeitsschutz künftig 
seine Arbeit stärker auf die Erforschung der Unfall- 


ursachen ausrichten werde. In künftigen Berichten 
werden daher zur Frage der Unfallursachenfor- 
schung eingehendere Angaben erwartet werden 
können. 

Beide Ausschüsse stimmen darin überein, daß die 
künftigen Berichte sowohl absolute Zahlen als auch 
relative Zahlen enthalten sollen und daß diese Zah- 
len nach Wirtschaftszweigen und Betriebsgrößen 
aufzugliedern sind. Des weiteren sollten sie nach 
Ursachen der Unfälle und ihrer Schwere gegliedert 
und so aufbereitet werden, daß sie mit vorhandenem 
Zahlenmaterial aus früheren Jahren verglichen wer- 
den können. 

Ebenso wichtig wie die Unfallursachenforschung 
erscheint es aber, Methoden erarbeiten zu lassen, 
die nicht nur in eng begrenzten Bereichen, sondern 
in weitem Umfange die durch die Arbeitsunfälle 
verursachten Kosten bestimmen lassen. Die Aus- 
schüsse hoffen, daß in den nächsten Unfallverhü- 
tungsberichten über das Ergebnis des von dem 
Friedrich-Ebert-Institut durchgeführten Auftrags, 
den das Rationalisierungskuratorium der deutschen 
Wirtschaft dem Institut zur Erforschung der Unfall- 
kosten, insbesondere der betrieblichen, erteilt hat, 
berichtet wird. 

Um die Kosten, die durch Arbeitsunfälle verur- 
sacht werden, auch über die Ausgaben der Träger 
der gesetzlichen Unfallversicherung hinaus erkenn- 
bar zu machen, scheint es den beteiligten Ausschüs- 
sen erforderlich, daß auch die Träger der gesetz- 
lichen Krankenversicherung und die Träger der ge- 
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setzlichen Rentenversicherungen die ihnen durch 
Arbeitsunfälle entstehenden Kosten besonders aus- 
weisen, um. diese Angaben in künftigen Unfallver- 
hütungsberichten verwerten zu können. Keineswegs 
sollte das aber ein Anlaß sein, bei den Versiche- 
rungsträgern neue Statistiken einzurichten. Es soll 
sich um die Angaben ungefährer Größenordnungen 
handeln, soweit sie erfaßbar oder schätzbar sind. 
Auch sollten, soweit entsprechende Methoden be- 
kannt sind, die sonstigen durch Arbeitsunfälle ver- 
ursachten Kosten in dem Bericht aufgeführt werden. 

Künftige Unfallverhütungsberichte sollten dar- 
über unterrichten, wie das im Gesetz vorgeschrie- 
bene Verfahren über die Bestimmung von Zuschlä- 
gen zu den Beiträgen der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung oder die Gewährung von Beitragsnachläs- 
sen im Hinblick auf die Durchführung der Unfall- 
verhütung in den Betrieben von den Trägern der 
gesetzlichen Unfallversicherung gehandhabt wird. 
Auch über den Stand und die Entwicklung des 
werksärztlichen Dienstes sollte der Unfallverhü- 
tungsbericht künftig Auskunft geben, ferner über 
die weitere Entwicklung auf dem Gebiet der Bestel- 
lung und Schulung von Sicherheitsbeauftragten und 
ihre Verteilung auf die Betriebsgrößen, 

Soweit bei den Beratungen in den Ausschüssen 
und auch bei der Anhörung der Sachverständigen 
zum Ausdruck gekommen ist, daß für die Bericht- 
erstattung der Versicherungsträger zum Unfallver- 
hütungsbericht ein einheitliches Berichtsschema auf- 
gestellt werden sollte, haben die Vertreter der Bun- 
desregierung erklärt, daß selbstverständlich bereits 
im Jahre 1963 im Einvernehmen mit allen Beteilig- 
ten ein derartiges Berichtsschema erarbeitet wor- 
den sei und daß auf diesem Schema auch der Be- 
richt des Jahres 1964 beruhe. Auch die Berichte für 
die Jahre 1965 und 1966 müßten nach diesem 
Schema aufgestellt werden. Es werde aber versucht, 
in Verwertung der gewonnenen Erkenntnisse eine 
weitere Fächerung der Angaben vorzunehmen. Für 
den Bericht des Jahres 1967 will die Bundesregie- 
rung mit allen beteiligten Stellen, auch mit den 
Sozialpartnern, überlegen, wie eine Verbesserung 
des Berichts erfolgen könnte. 

Die beteiligten Ausschüsse haben davon Kennt- 
nis genommen, daß der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften, die das Zusammenwirken des technischen 
Aufsichtsdienstes der Berufsgenossenschaften mit 
den Betriebsvertretungen und das Zusammenwir- 
ken des technischen Aufsichtsdienstes der Berufs- 
genossenschaften mit den Gewerbeaufsichtsbehör- 
den neu regeln sollen, vorbereitet-, sie halten es 
für dringlich, daß diese Vorschriften sobald wie 
möglich erlassen werden. Das gilt auch für die 


Überprüfung der Frage, wie die Vorschriften des 
Bundes und der Länder auf dem Gebiet des Arbeits- 
schutzes zu modernisieren und zu koordinieren 
sind. 

Zu dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
6. März 1963 (62. Sitzung der 4. Wahlperiode) soll 
die Bundesregierung gebeten werden, über den 
Stand der Arbeiten an dem Entwurf eines Gesetzes 
über hauptamtliche Sicherheitsbeauftragte, insbe- 
sondere über Sicherheitsingenieure zu berichten. In 
diesem Gesetz sollten die Voraussetzungen für die 
Bestellung dieser Sicherheitsorgane, ihre Aufgaben 
und ihre Stellung im Rahmen der Betriebsorganisa- 
tion sowie ihr Zusammenwirken mit den übrigen 
betrieblichen Sicherheitsorganen festgelegt werden. 

Die zuständigen Ausschüsse verkennen nicht die 
Schwierigkeiten, die von allen an der Berichterstel- 
lung Beteiligten zu überwinden waren, und daß 
diese Schwierigkeiten möglicherweise in Zukunft 
nicht mehr auftreten werden, wenn sich das Bericht- 
erstattungsverfahren einläuft. Die Ausschüsse be- 
halten sich darum vor, die Fristen des § 722 RVO 
zu überprüfen und anläßlich der Beratung des näch- 
sten Unfallverhütungsberichts eine etwaige Ände- 
rung dieser Fristen vorzuschlagen. 

Darüber hinaus hat der Ausschuß für Arbeit in 
seiner Stellungnahme an den federführenden Aus- 
schuß für Sozialpolitik folgende Fragen angespro- 
chen: 

Die allgemeine Ausbildung und die Fachausbil- 
dung für den betrieblichen Arbeitsschutz be- 
dürfen einer besseren Regelung. Die Ständige 
Konferenz der Kultusminister sollte darauf auf- 
merksam gemacht werden, daß der Frage der 
Arbeitswissenschaften im weitesten Sinne an 
den deutschen Hochschulen mehr Beachtung ge- 
schenkt werden möge als es heute tatsächlich 
der Fall ist. 

Der Unfallverhütungsbericht sollte auch eine 
Aussage darüber enthalten, welche Fortschritte 
nach Erlaß der Richtlinie zur werksärztlichen 
Betreuung der Arbeitnehmer und zur Einrich- 
/ tung werksärztlicher Dienste in den Betrieben 
und Unternehmen vom 10. Juni 1966 erzielt 
werden konnten. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung sollte in Besprechungen mit den Arbeits- 
ministern der Länder über den Einsatz des Ge- 
werbeaufsichtspersonals darauf hinwirken, daß 
trotz der verstärkten Tätigkeit der Gewerbe- 
aufsicht im Nachbarschaftsschutz die Tätigkeit 
am Arbeitsplatz nicht vernachlässigt wird. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat diese Anre- 
gungen nicht aufgegriffen. 


Bonn, den 23. Januar 1967 


Dr. ns 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. bei den weiteren Unfallverhütungsberichten fol- 
gendes zu berücksichtigen: 

a) die Unfälle in absoluten Zahlen und in Vom- 
hundertsätzen darzustellen, sie nach Wirt- 
schaftszweigen und Betriebsgrößen und — 
soweit als möglich — nach Ursachen und 
Schwere zu gliedern und mit dem vorhan- 
denen Zahlenmaterial der Vorjahre zu ver- 
gleichen; 

b) dafür Sorge zu tragen, daß die durch Arbeits- 
unfälle und Berufskrankheiten verursachten 
und erfaßbaren Kosten auch von den Trägern 
der gesetzlichen Krankenversicherung und 
den Rentenversicherungen ausgewiesen wer- 
den; ferner sollen möglichst die sonstigen 
durch Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
entstehenden Kosten dargestellt werden; 

c) mitzuteilen, inwieweit die Berufsgenossen- 
schaften entsprechend den Vorschriften nach 
§ 725 der Reidisversicherungsordnung den 
einzelnen Unternehmen je nach Zahl und 
Schwere der Arbeitsunfälle Zuschläge auf- 
erlegen oder Nachlässe bewilligen; 

d) den Stand und die Entwicklung des werks- 
ärztlichen Dienstes dazulegen sowie mitzu- 
teilen, inwieweit erste Hilfe bei Arbeits- 
unfällen gemäß § 721 der Reichsversiche- 
rungsordnung sichergestellt ist; 


e) einen Überblick über Zahl, Schichtung und 
Ausbildung der Sicherheitsbeauftragten zu 
geben; 

2. unverzüglich allgemeine Verwaltungsvorschrif- 

ten nach § 712 Abs. 4 der Reichsversicherungs- 
ordnung über das Zusammenwirken der tech- 
nischen Aufsichtsbeamten der Berufsgenossen- 
schaften mit den Betriebsvertretungen zu er- 
lassen; \ 

3. unverzüglich allgemeine Verwaltungsvorschrif- 
ten nach § 717 der Reichs Versicherungsordnung 
über das Zusammenwirken der Berufsgenossen- 
schaften und Gewerbeaufsichtsbehörden zu er- 
lassen; 

4. veraltete Arbeitsschutzvorschriften und Arbeits- 
schutzrichtlinien dem heutigen Stand der Technik 
anzupassen und um Koordination von Bundes- 
und Ländervorschriften bemüht zu sein; 

5. zu berichten, was die Bundesregierung veranlaßt 
hat, um den Beschluß des Bundestages vom 

6. März 1963 betr. Vorlage eines Gesetzentwurfs 
über hauptamtliche Sicherheitsbeauftragte, ins- 
besondere Sicherheitsingenieure, zu verwirk- 
lichen (Beschluß des Bundestages vom 6. März 
1963, 62. Sitzung der 4. Wahlperiode); 

6. die Unfallforschung zu intensivieren sowie im 
Unfallverhütungsbericht mitzuteilen, welche 
Forschungsaufträge die Bundesregierung ver- 
geben hat und über deren wichtigste Ergebnisse 
zu berichten. 


Bonn, den 22. November 1966 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Dr. Ils 

Vorsitzender Berichterstatter 
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